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Der erſte Schritt zur Parlamenks- Regierung.
Merſeburg, 2. Juli.

Die große Wehrvorlage iſt nun glücklich unter Dach, wo-
rüber alle Patrioten lebhafte Freude empfinden werden. Aber
das nicht allein: auch die Mittel ſind in Form der Wertzu-
wachsſteuer mit bewilligt worden und können in der Art auf-
gebracht werden, daß die, welche um ihre Alltags- Exiſtenz käm-
pfen müſſen, nicht hart betroffen werden. Hoffentlich bringen
die Wertzuwachsſteuern in Wirklichkeit ſoviel ein, wie man all-
gemein erwartet.

Somit könnte man an dem Zuſtandekommen der Vorlage
ſeine aufrichtige Freude haben, wenn ſie nicht zugleich der erſte
Schritt wäre, daß mit dem ſeit Beſtehen des deutſchen Reiches
geltenden Prinzip, daß das Reich nur indirekte Steuern erhebt,
während die direkten den Einzelſtaaten verbleiben, gebrochen
würde.

Die „Deutſche Tageszeitung“ ſchreibt zu der neuen Vor-
lage: „Die Mehrheit des Reichstages iſt nicht ohne Erfolg be-
müht geweſen die Grenze zwiſchen den Rechten der Regierung
und des Reichstages zugunſten des letzteren zu verſchieben. Der
Reichstag hat dem Reichskanzler ein formelles Mißtrauens-
votum ausgeſprochen und dadurch den erſten Schritt zur parla-
mentariſchen Regierung getan. Der Reichstag hat zuletzt den
verbündeten Regierungen in der Frage des Beſitzſteuergeſetzes
ſeinen Willen aufgezwungen, obwohl das von der Mehrheit
des Reichstages Vorgeſchlagene kurz vorher von der Regierung
als unannehmbar bezeichnet wurde. Die Regelung des Beſitz-
ſteuergeſetzes bedeutet tatſächlich und unbeſtreitbar eine Macht-
erweiterung des Reiches und des Reichstages gegenüber den
Bundesſtaaten. Sie bedeutet ferner eine überaus bedenkliche
und gefährliche finanzielle Schwächung der Einzelſtaaten. Der
Bundesrat hat nicht die erforderliche Widerſtandskraft bewie-
ſen; die Parteien des Reichstages ſind mit Ausnahme der
rechtsſtehenden kühl und leichtherzig über dieſe Bedenken hin-
weggegangen. Wer dieſe und noch andere ähnliche Erſcheinun-
gen unbefangen betrachtet, der wird zugeben müſſen, daß das
Reich ſich auf einer abſchüſſigen Bahn befindet. Ein parlamen-
tariſch regiertes Deutſches Reich iſt völlig unmöglich; und die
allmähliche Schwächung der Stellung und der Rechte der Ein-
zelſtaaten iſt eine Gefährdung des Reichsgedankens und der
Reichszukunft.“

Halle, 1. Juli. Die „Hall. Ztg.“ ſchreibt u. a.: Der Kanzler
hat, wie der Wortführer der Rechten (Graf Schwerin) hervor-

hob, nicht durchgehalten. Wir gleiten immer mehr dem Zu-
ſtande entgegen, daß das Parlament regiert und der Bundes-
rat ihm nur die nötigen Vorarbeiten dazu leiſtet und die Un-
terlagen liefert, auch dann, wenn die Beſchlüſſe des Reichstages
dem Weſen der Verfaſſung widerſprechen, ſo daß wir augen-
blicklich den Skandal erleben, daß eine bundegsſtaatliche
Stimme, die Sachſens, ein „finis Germaniae“ prophezeit. Sie
wird natürlich zum Schweigen gebracht werden. Preußen und
ſein allernächſter Anhang im Bundesrate, ſehen ſich genötigt,
um des Reichstages willen die andersdenkenden Staaten zu
majoriſieren. Und die Sozialdemokratie lacht ſich ins Fäuſt-
chen.

Der Wehrbeitrag.
Der Betrag, welcher für die neue Wehrvorlage zu entrich-

ten iſt, ſetzt ſich zuſammen aus dem Vermögen und außerdem
aus dem Einkommen des Steuerpflichtigen.

Was die Vermögengsſteuer betrifft, ſo hat der Steuerpflich-
tige bei einem Vermögen bis zu 50 000 M 15 Pfennige für
100 M zu entrichten, ergibt auf 1000 A 1,50 A, für 50 000
mithin 75 A. Die Skala ſteigt alsdann. Zwiſchen 50 000 bis
100 000 M ſind 35 Pfennige für 100 M zu entrichten, ergibt
auf 1000 M 3,50 A, ſomit auf 100 000 M. 350 A. Bei einem
Vermögen von 100000 bis 300000 M iſt der Steuerſatz
70 Pfennige für 100 A, ergibt auf 4000 Al 7 Al, auf
300 000 A 2100 A. Die Skala ſteigt weiter: 500 000 Ver-
mögen entrichten 85 Pfennige für 100 A, 1 Million M Ver-
mögen 1,10 3 Millionen A. Vermögen 1,30 5 Millionen
M Vermögen 1,40 A für 100 A. an Steuer uſw.

Außer der Vermögensſteuer wird das Jahreseinkommen
von 5000 l ab aufwärts herangezogen. Zunächſt kommen 57
desjenigen Vermögens, das zum Wehrbeitrag ſteuert, wie oben
angegeben, in Abzug.

Für den ſo verbleibenden Reſt haben zu verſteuern: 5 bis
10 000 A. Einkommen 176, 10 bis 15 000 M Einkommen 1,275,
15 bis 20 000 A. Einkommen 1,4 26 uſw. Mehr als 500 000 M
Einkommen haben 896 zu verſteuern. Wer alſo nach dem
5igen Abzug für den Wehrbeitrag noch 5000 Jahresein-
kommen erübrigt, zahlt davon 50 l Steuer beſonders, wer
10 000 c erübrigt, zahlt 120 A. beſonders uſw., wer 500 000
M Jahreseinkommen hat, zahlt 40 000 M beſonders.

Hat jemand ein Vermögen von 120000 M und zieht da-
raus als Rentner 4800 Zinſen, ſo verſteuert er nur den
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Wehrbeitrag von 70 Pfennige für 100 alſo 840 A. Hat er
indeſſen außer dieſen 4800 A. Zinſen aus Vermögen noch ein
Jahreseinkommen von 6000 ſo verſteuert er nicht 210 000,
ſondern auf Grund des 5 bigen Abzugs nur 114 000 c Ver-
mögen. 1000 M zahlen in dieſer Stufe 7 M Steuer, mithin
für 114 000 A 798 A.

Dazu tritt nun die Steuer vom Jahreseinkommen, d. i.
4800 A aus Zinſen und 6000 M aus Einkommen, zuſammen
10 800 A. Jn dieſer Stufe ſind 1,2 7 Steuer zu zahlen, er-
gibt 129,60 A. Zuſammen zahlt er alſo 927,60 A.

Paris, 1. Juli. Der „Matin“ ſchreibt: Die geſtrige Ab-
ſtimmung bringt die Friedensſtärke der deutſchen Armee auf
900 000 Mann. Mit dieſer ſtändig geübten, gegen alle Fälle
gewappneten Armee befindet ſich Deutſchland im Zuſtande
einer ſtändigen Mobiliſation, die bei einem Konflikt ohne Zu-
hilfenahme ſeiner Reſerven ihm geſtattet, in ein fremdes Land
einzufallen. Bisher kann in keinem Staat ihm auch nur annä-
hernd eine derartige Militärmacht entgegengeſtellt werden.
„Echo' de Paris“ ſchreibt: Am Ende der Sitzung ſchmetterte der
Reichskanzler eine Friedensfanfare, als bereits die Worte: „Der
Krieg iſt auf dem Balkan ausgebrochen“ das Haus durchzitter-
ten. Er ſprach vom Frieden in einer von Blitzen durchzuckten
Atmoſphäre. Der Reichstag hat in ſeiner kurzen zuſammen-
faſſenden Energie ein ergreifendes Beiſpiel gegeben. Er hat
gezeigt, daß hinter ihm ein Volk ſteht, das zu allen Opfern für
ſeine Zukunft bereit iſt. Schon wiederholt habe ich die Opfer-
willigkeit betont, die mich erregte und beunruhigte. Mit eige-
nen Augen habe ich in der geſtrigen Sitzung den Willen des
deutſchen Volkes geſehen, ſich zu einem gewaltigen Schlage zu-
ſammenzutun. Achtung! Die Zeiten ſind ernſt!
Die Landtkagswahlen und die künftigen Aufgaben der konſer-

vativen Partei.
Von Wolfgang Eiſenhart.

Der Angriff der liberalen Parteien auf den Beſitzſtand
der Konſervativen im Preußiſchen Landtage kann im weſent-
lichen nach dem Reſultat der letzten Wahlen als abgeſchlagen
gelten. Vor allem hat die Landbevölkerung gezeigt, daß ſie feſt
zur konſervativen Sache hält, daß die land wirtſchaftlichen Kreiſe
zum Klaſſenbewußtſein erwacht ſind und den Lockungen des
heutigen kapitaliſtiſchen Liberalismus kein Gehör mehr ſchen-
ken. Auch in den Städten ſind erfreuliche Fortſchritte des kon-
ſervativen Gedankens feſtzuſtellen.

Die Diamantenkönigin.
Roman von Erich Frieſen.

Nach neun Monaten kehrten wir nach London zurück,
wo ich in einer Vorſtadt eine hübſche kleine Villa mietete.
Noch ein Vierteljahr wollte ich hier mit meinem Weibe woh-
nen und dann nach Oxford zu meiner Tante zurückkehren,
um ſie nach und nach auf die Nachricht von meiner bereits
erfolgten Vermählung vorzubereiten. Auch glaubte ich, jene
mir verhaßte Sybill Harriſon ſei längſt wieder in NewYork.
ch ſchrieb meiner Tante von London aus und kündigte
ihr meine baldige Heimkehr an

Du weißt nicht, mein Kind, daß ich als junger Menſch
ein leidenſchaftlicher Jäger war. Eines Tages ergriff mich
ein unbezwingliches Verlangen, einige mir bekannte Herren
auf die Jagd zu begleiten. Deine Mutter beſchwor mich, es
zu unterlaſſen. Sie war eine ängſtliche Natur und fürchtete,
mich könne ein Unfall treffen. Jch lachte über ihre Angſt
und ging, ungeachtet ihrer Bitten. Ach, ich ſollte ſie nie wie
derſehen

Jhre Vorahnung hatte ſie nicht getäuſcht. Jch ſtürzte
über eine Baumwurzel und brach den Fuß. Man brachte
mich in eine nahe Bauernhütte. Da es zu ſpät war, um
deine Mutter noch an demſelben Abend zu benachrichtigen,
ſandte ich erſt am folgenden Morgen einen Boten nach dem
nächſten Telegraphenamt mit einer Depeſche, in der ich deine
Mutter bat, zu mir zu kommen

Sie kam nicht
Jch telegraphierte zum zweiten mal. Ich ſchrieb an ſie
Vergebens. Mein Weib kam nicht und ließ auch nichts

von ſich hören
Meine Aufregung war ſo groß, daß mein Fuß ſich ver-

ſchlimmerte. Trotzdem beſtand ich darauf, daß man mich,
entgegen dem Verbot des mich behandelnden Arztes, nach

London ſchaffte. Jch mußte zu meinem Weibe und wenn es
mein Leben gekoſtet hätte

Doch welch ſchreckliche Nachricht erwartete mich dort!
Das kleine Dienſtmädchen, das uns die grobe Arbeit beſorgte,
teilte mir unter Tränen mit, Madame ſei vor ein paar
Tagen auf und davon mit einem Herrn, der ſie im Auto-
mobil abgeholt habe

Ich wollte es nicht glauben. Jch ſchalt das Mädchen
eine Lügnerin. Sie beharrte bei ihrer Ausſage. Und da
meine Mutter verſchollen blieb, konnte ich ſchließlich nicht
mehr an der Wahrheit ihrer Worte zweifeln

Nach einem Monat kehrte ich nach Oxford zu meiner
Tante zurück ein um Jahre gealterter, gebrochener
Mann. Daß ich jene Syhbill Harriſon noch vorfand, berührte
mich in meinem damaligen Gemütszuſtand wenig; ich war
gänzlich apathiſch geworden gegen alles, was um mich her
vorging

„Mein heißgeliebtes Weib hat mich betrogen! Sie iſt
eine Unwürdige!“ hämmerte es Tag und Nacht in meinem
Kopf. Jch war dem Wahnſinn nahe

Weder mit meiner Tante, noch mit Shyhbill Harriſon
ſprach ich von meinem Unglück. Tot und begraben ſollte
das Andenken an die kurze Epiſode meines Lebens ſein, die
mir das höchſte Erdenglück gebracht, aber auch das tiefſte
Leid

Daß mich weder meine Tante, noch unſer junger Gaſt
nach dem Grund meines veränderten Weſens fragte, fiel
mir in meinem damaligen Zuſtand völliger Gleichgültigkeit
gar nicht auf; erſt ſpäter ſollte ich in furchtbarer Weiſe auf
dieſe befremdende Tatſache aufmerkſam gemacht wer-
den

Über ein halbes Jahr verging. Syhbill Harriſon ſchien
ſich bei meiner Tante ſo wohl zu fühlen, daß ſie gar nicht

oder ein Wort zu verraten, daß ſie mich liebte
Da erhielt ich eines Tages einen kurzen Kartenbrief von

ungeübter Hand, mit dem Poſtſtempel London. Mein Herz
ſchlug zum Zerſpringen, als ich den Brief öffnete. Eine in-
nere Stimme ſagte mir, daß er Nachricht von ihr enthielt
von meinem Weibe, das ich noch immer leidenſchaftlich liebte

trotz allem und allem
Meine Ahnung hatte mich nicht getäuſcht. Der Brief

enthielt die kurze Mitteilung, daß mein Weib im Sterben
läge und mich noch einmal zu ſehen wünſche

Der nächſte Tag ſchon trug mich nach London. Alles,
was ſie mir angetan, war vergeſſen. Mein Weib totkrank!
Und ſie verlangte nach mir!! Mein Herz ſchlug ihr in lei-
denſchaftlicher Erregung entgegen

Jch traf deine arme Mutter nicht mehr lebend an. Sie
war am Abend vorher geſtorben, nachdem ſie einem Mäd-
chen das Leben gegeben

Was ich empfand, als ich die bleichen, abgehärmten, im
Tode ſanft lächelnden Züge des Weſens erblickte, das mir
kurze Zeit der Himmel auf Erden geweſen ach, mein teu-
res Kind, laß mich darüber ſchweigen! Noch jetzt durch-
ſchauert es mich, wenn ich daran denke

Jch blieb in London bis zur Beiſetzung der Armen, die
in tiefſtem Elend geſtorben war. Ich ſorgte für ein anſtän-
diges Begräbnis, für Begleichung der kleinen Schulden, die
ſie während ihrer Krankheit gemacht, für Unterbringung des
Kindes in einer Säuglingsanſtalt. Dann reiſte ich zurück
nach Orxford.

(Fortſetzung folgt.)
Kiew, 1. Juli. Die ſüdweſtlichen Eiſenbahnlinien find durch Gewit-

terregen teilweiſe zerſtört worden. Bei Wolotſchisk iſt durch den Ein
ſturz einer Brücke die Eiſenbahnverbindung mit OHſterreich unterbrochen
worden. Die ruſſiſchen Paſſagiere werden in Wolotſchisk, die öſterreichi-
ſchen in Tarnopol zurückgehalten. Bei Tſcherbinowka iſt die Streckemehr vom Abreiſen ſprach. Gegen mich war ſie von be- Jmerinka-- Odeſſa unterbrochen worden. Durch heftige Stürme iſt der

ſtrickender Liebenswürdigkeit, ohne jemals durch einen Blick Dampfſchiffverkehr mit den Häfen des Schwarzen Meeres unterbrochen.
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Und doch iſt die Lage ernſt, tiefernſt. Gerade der ver-

floſſene Wahlkampf hat enthüllt, mit welchen Schwierigkeiten
die konſervative Partei zu kämpfen hat und in Zukunft in im-
mer geſteigertem Maße zu kämpfen haben wird.

Zunächſt ſteht die ſtädtiſche Bevölkerung beſonders im weſt
lichen Deutſchland den Auffaſſungen der konſervativen Partei
vielfach noch völlig verſtändnislos gegenüber. Es gilt, hier erſt
einen Wall von Vorurteilen und falſchen Vorſtellungen nieder-
zureißen. Bald gilt die konſervative Partei als die einſeitige
Vertreterin „agrariſcher“ Jntereſſen, bald wird ſie aufgefaßt
als die Vorkämpferin der kirchlichen „Orthodoxie“, bald ſoll
es die Patei der höheren Beamten und Streber ſein. Oder es
heißt, die Konſervativen „gehen mit dem katholiſchen Zentrum
durch dick und dünn“, ſie ſind ſtets bereit für Konzeſſionen an
ihre „agrariſche Begehrlichkeit“ den Jeſuiten Niederlaſſungen
in Deutſchland zu bewilligen, ja, ſo heißt es, ſie wollen „die
Schule der Kirche ausliefern“. Sicher iſt aber faſt überall der
Vorwurf zu hören: Die Konſervativen haben kein Verſtändnis
für die Aufgaben des modernen induſtriellen Lebens, ſie ſtehen
den großen modernen Problemen der Exportinduſtrie, des
Welthandels und der Weltpolitik ohne Verſtändnis und Sym-
pathie gegenüber.

Dieſe Vorurteile gegen die Konſervativen werden genährt
durch eine machtvoll entwickelte liberale Preſſe, welcher die kon
ſervative Partei bisher nichts Ähnliches hat an die Seite ſtellen
können. Ja, ſelbſt aus linksſtehenden kirchlich- evangeliſchen Krei-
ſen werden fortgefetzt ungerechte Verdächtigungen gegen die
Konſervativen verbreitet. Nimmt man nun hinzu, daß die libe-
ral oder ſozialdemokratiſch denkende großſtädtiſche Bevölkerung
im beſtändigen Wachſen iſt, die konſervative Landbevölkerung
aber ſtationär bleibt, ſo iſt die Gefahr ungeheuer, daß die kon-
ſervativen Parteien durch Sozialismus und Liberalismus im-
mer mehr zurückgedrängt werden. Darum wird es der höch-
ſten Anſpannung aller Kräfte und der allerrührigſten Agitation
bedürfen, um den Beſitzſtand der Konſervativen zu behaupten.
Daraus würden ſich meiner Meinung nach folgende Aufgaben
ergeben:

Erſtens muß die Organiſation der konſervativen Partei
noch kräftiger ausgebaut werden. Dazu gehört nicht nur die
Förderung und weitere Entwicklung der beſtehenden konſer-
vativen Vereine in den größeren Städten. Dazu gehört vor
allem, daß man das Land und die kleinen Städte überzieht. mit
einem Netz von Ortsgruppen; dazu gehören regelmäßige Par-
teiverſammlungen nicht bloß in den Kreishauptſtädten, ſondern
auch für einen größeren Bezirk, der ſich aus mehreren Wahl-
kreiſen zuſammenſetzt. Mindeſtens einmal in jedem Jahre
ſollte in jeder Provinz ein großer Parteitag abgehalten werden
mit genügender Gelegenheit zu weiteſter Ausſprache. Der Aus
bildung von Redern muß noch mehr Aufmerkſamkeit wie bisher
zugewendet werden; man ſollte nicht alles immer nur von den
Führern und Parteiſekretären erwarten.

Faſt wichtiger aber noch iſt die Herausbildung einer kon-
ſervativen Preſſe, die nach äußerlicher Ausdehnung es mit der
liberalen aufnehmen könnte. Zwar an großen konſervativen
Zeitungen fehlt es nicht; was uns aber gegen den Liberalismus
ſo außerordentlich in den Nachteil bringt, das iſt das völlige
Fehlen einer kleinen konſervativen Lokalpreſſe, beſonders im
Süden und Weſten Deutſchlands. Man muß doch immer be-
denken, daß der bei weitem größte Teil der Reichstags und
Landtagswähler überhaupt nur Lokalblätter lieſt. Dieſe haben
aber in den Ländern weſtlich der Elbe einen durchaus libe-
raliſierenden Zug. Auch die Kreisblätter haben vielfach die
konſervative Richtung früherer Zeiten längſt nicht mehr. So
werden ganze Wahlkreiſe tagaus tagein einſeitig im liberalen
Sinne durch die Preſſe beeinflußt. (In meinem Wahlkreiſe
Naumburg-WeißenfelsZeitz erſcheint z. B. nicht ein einziges
konſervatives Blatt.) Bemühen ſich auch manche dieſer Lokal-
zeitungen einer gewiſſen Unparteilichkeit, ſo werden ſie doch
zuverläſſig nichts gegen die liberalen Parteien, am wenigſten
gegen die nationalliberale Partei, die im Bürgertum immer
noch große Sympathien beſitzt, bringen. Eher leiſten ſich dieſe
ſog. unparteiiſchen Blätter ſchon einmal einen hämiſchen Sei-
tenblick auf die Konſervativen. Darum nehmen dieſe Lokal-
blätter auch immer nur ſehr ungern im konſervativen Sinne ge-
ſchriebene Artikel auf: ſie kennen ihr Leſepublikum und wiſſen,
was dieſes gern hören will.

Darum iſt die allerwichtigſte Forderung, die unbedingt er-
hoben werden muß, wenn es mit der Sache der konſervativen
Partei vorwärts gehen ſoll, die Gründung einer konſervativen
Lokal und Kleinpreſſe. Ohne die Schöpfung einer ſolchen auch
den ärmeren Klaſſen und beſonders dem fur den Ausfall der
Wahlen ſo wichtigen Kleinbürgertum zugänglichen konſerva-
tiven Lokalpreſſe wird die konſervative Partei ſchwerlich den
Angriffen von Liberalismus und Sozialismus in den Städten
ſtandhalten können. Jn jedem Wahlkreiſe ſollte es mindeſtens
eine konſervative dort erſcheinende Zeitung geben. Dieſe müßte
in jeder Weiſe durch Beiträge und Inſerate von der konſerva-
tiven Bevölkerung unterſtützt werden und wäre von dieſer als
Aktiengeſellſchaft mit kleinen Anteilen oder als Geſellſchaft mit
beſchränkter Haftung zu gründen. Was andere Parteien kön-
nen, müßte den Konſervativen doch auch gelingen.

Nur die konſervative Partei hat die Bedeutung einer eige-
nen kleinen Lokalpreſſe noch lange nicht genügend gewürdigt.
Wer dafür wirkt, ſtößt nur allzu häufig auf die ſtumpfſinnige
Entſchuldigung: Es muß auch ohne dem gehen. Das iſt aber
ein Jrrtum, der ſich noch ſchwer rächen wird.

Weit bedeutungsvoller aber als die äußere Agitation iſt
die Bewältigung der großen inneren Aufgaben des heutigen
Staatslebens durch die konſervative Partei für deren Zukunft.
So geſund die Grundgedanken der konſervativen Partei ſind,
ſo bedürfen ſie in unſerem raſtlos vorwärts ſtürmenden wirt-
ſchaftlichen Leben immer von Neuem der Anpaſſung an die
fortwährend ſich verändernden Formen unſerer modernen
Volkswirtſchaft, an die immer neuen Probleme des weltwirt-
ſchaftlichen Völkerverkehrs. Es gilt hier vor allem, das liberale
Vorurteil zu entkräften, daß die konſervativen Grundſätze ſich
nur eignen für die engen Verhälkniſſe des Ackerbauſtaates.

Es wird vielmehr darauf ankommen, nachzuweiſen, daß gerade
unſer hochgeſteigertes induſtrielles Leben mindeſtens ebenſo
ſehr eines kräftigen Einſchlages konſervativer Gedanken be-
darf, wie die ſtilleren und ruhiger ſich entwickelnden Lebens-
formen der Landwirtſchaft. Denn eine hochentwickelte Jndu-
ſtrie, wie wir ſie in den letzten Jahrzehnten geſchaffen haben,
bringt zwar den Völkern gewaltigen Reichtum, aber ſie ent-
feſſelt auch ſo gefährliche Kräfte, die mit Ruin und Zuſammen-
bruch den Staaten drohen, daß für die ordnende und ſichernde
Tätigkeit einer konſervativen Partei hier erſt recht der Boden
bereit liegt. Der Jnduſtrieſtaat bewirkt jene gefährliche Ver-
ſchiebung der Bevölkerung, die das Land leert und ungeheure
beſitzloſe Maſſen in Rieſenſtädten anhäuft; er entzündet die
wilden, zügelloſen Konkurrenzkämpfe, die auf ein geſundes ſo-
ziales Leben der Völker geradezu zerrüttend wirken. Der Jn-
duſtrieſtaat, indem er den Rieſenreichtum glücklicher Unterneh-
mer der Armut und Dürftigkeit ungeheurer von ihnen abhän-
giger Maſſen gegenüberſtellt, entfacht deren Begehrlichkeit und
Klaſſenhaß. Er enthält ſtets die Gefahr, daß die Köpfe der ab-
hängigen Lohnarbeiter mit revolutionären Gedanken ſich er
füllen. Wohin wir in der Welt ſehen, hat er bisher noch nir-
gends zu einem Friedenszuſtand der Menſchen geführt, ſondern
überall zum Klaſſenkampf und angriffsbereiten Sozialismus.
Wie viel leichter läßt ſich ein Friedenszuſtand in den einfache-
ren Verhältniſſen der Landwirtſchaft herſtellen!

Auch in Deutſchland hat der Jnduſtrieſtaat geradezu zer-
rüttend auf den ſozialen Frieden unſeres Volkes gewirkt. Haß-
erfüllt ſteht das Arbeitnehmertum ſeinen kapitaliſtiſchen Brot-
herren gegenüber. Von revolutionären Ideen erfüllt, wird es
für den Staat ſelbſt zu einer Gefahr und durchkreuzt überall
durch Ausnutzung des ihm in ſo reichem Maße vom Liberalis-
mus verliehenen Wahlrechtes den ruhigen Gang des Staats-
lebens. Jn manchen Staaten rückt bereits das vom Jnduſtrie-
ſtaate erzeugte Arbeiterproletariat die düſtere Prophezeiung
des berühmten engliſchen Nationalökonomen Malthus in den
Vordergrund, daß alle Jnduſtrieſtaaten notwendig beim Cäſa-
rismus enden müßten.

Wie töricht iſt ſolchen gefahrbringenden Erſcheinungen ge-
genüber die landläufige Vorſtellung, daß das induſtrielle Leben
der Völker von den konſervativen Parteien nichts zu erwarten
und zu gewinnen habe! Gerade hier ſoll die eingreifende und
ordnende Tätigkeit konſervativer Parteien ſich entfalten. Ge-
rade hier ſoll ſie dem Egoismus bei Unternehmern wie bei Ar-
beitern im Jntereſſe der Geſamtheit hemmende Schranken ſe-
tzen. Sie ſoll die Schwachen ſchützen und die Starken bändi-
gen; ſie ſoll die Einflüſſe des Großkapitals auf den Staat und
ſeine Regierung verhindern, ſie ſoll die Harmonie der Jnter-
eſſen ſicher ſtellen, ſie ſoll nicht dulden, daß wirtſchaftliche Grup-
pen. ſich zur ſtaatsgefährlichen Macht auswachſen. Sie ſoll da-
für wirken, daß der Arbeitswillige gegen Vergewaltigung ge
ſchützt wird, die ſeine Berufsgenoſſen ausüben, wie ſie ihn ver-
teidigen ſoll gegen die Ausbeutung durch gewiſſenloſe Unter-
nehmer. Die Art der Arbeitsleiſtung und die Wohnungsver-
hältniſſe der Arbeiter werden für eine gewiſſenhafte konſerva-
tive Partei nicht minder immer ein Gegenſtand ernſter Sorge
ſein, wie die große Aufgabe, auch das Werk der Unternehmer
zu ſchützen vor frivoler Störung, aber auch gegen die zerſtören-
den Wirkungen einer falſchen Wirtſchaftspolitik.

Vom Balkan.
Merſeburg, 2. Juli.

Die Lage auf dem Balkan iſt unklar. Direkt bedrohlich
erſcheint ſie im Augenblick allerdings nicht, wohlgemerkt im
Augenblick. Serbien ſowohl wie Bulgarien, und auf dieſe bei-
den Staaten kommt es im derzeitigen Stadium der Dinge vor-
nehmlich an, wollen das Schiedsrichteramt, das ihnen der Kai-
ſer von Rußland freiwillig angeboten hat, annehmen. Das
eröffnet für die nächſte Zeit wenigſtens friedliche Ausſichten.
Der Schiedsſpruch wird wahrſcheinlich ſo ausfallen, daß beide
Teile zufrieden ſein können; denn wenn es dahin kommen
ſollte, daß unter den Balkanſtaaten ſelbſt Zwietracht entſtände
oder gar ein Krieg ausbräche, ſo müßte das für die Politik
Rußlands von größtem Nachteil ſein. Rußland hat ein Jn-
tereſſe daran, daß Bulgarien bei der Stange bleibt und nicht
etwa zu Hſterreich oder zum Dreibund abſchwenkt.

Es liegen bis zur Stunde nachſtehende Meldungen vor:
Belgrad, 1. Juli. Die Skupſchtina hat mit 82 gegen 69

Stimmen eine von dem Abgeordneten Niltchich vorgelegte Ta-
gesordnung zugunſten der Zuſammenkunft in Petersburg und
des Schiedsgerichts des Zaren gebilligt.

Sofid, 1. Juli. Die bulgariſche Regierung hat geſtern
abend dem ruſſiſchen Geſandten eine Denkſchrift, betr. das
Schiedsgericht des Zaren in der ſerbiſch- bulgariſchen Streit-
frage, überreicht.

Wien, 1. Juli. Die „Alb. Korr.“ meldet aus Djakowa:
Alle in den letzten Monaten zur Orthodoxie konvertierten Al-
baneſen wurden vom Erzbiſchof in Prisrend feierlich in den
Schoß der katholiſchen Kirche wieder aufgenommen. Der For-
derung Oſterreich-Ungarns entſprechend ließ die montenegri-
niſche Regierung die kirchliche Handlung ungehindert vor ſich
gehen.

Jm Gegenſatz zu den friedlich ſcheinenden Meldungen ſte-
hen die folgenden, denen wir allerdings keine allzu große Be-
deutung beilegen möchten:

Athen, 1. Juli. Nach einer Mitteilung des Miniſters des
Auswärtigen Coromilas wurde von der Regierung der Be-
fehl gegeben, das in Saloniki ſtehende bulgariſche Bataillon
zu entwaffnen, da Griechenland unter den jetzigen Verhält-
niſſen ſelbſtverſtändlich nicht bewaffnete Feinde im Rücken ſei-
ner Armee dulden könne. Jnfolgedeſſen forderte der griechiſche
Kommandant in Saloniki Kalaris die bulgariſchen Offiziere
und Soldaten auf, die Stadt innerhalb einer Stunde zu ver-
laſſen. Falls ſie ſich ſofort den Anordnungen der Griechen
fügten, würden ihnen ihre Waffen an der Grenze wieder zu
rückgeſtellt, andernfalls würden ſie nach Ablauf der kurzen
Friſt einfach als Feinde behandelt werden. Die Friſt war
verſtrichen, aber die Bulgaren trafen keine Anſtalten zum Ab-
zug. Darauf wurden ſie mit Gewalt gezwungen, ſich zu fügen.

Nach offiziellen Nachrichten kam es dabei zu außerordenſſ
heftigen Straßenkämpfen. Als die Bulgaren den Abzug de
weigerten, gingen die Griechen zum Angriff vor und nahmen
nach erbitterten Kämpfen die Häuſer ein, wo die Bulgaren ch
verſchanzt hatten. Die Bulgaren mußten trotz allen Wider
ſtandes eine Poſition nach der anderen aufgeben. Zuletzt
konnte auch die Sofiakirche, die den Bulgaren als Kaſerne
diente, durch die Griechen in unbeſchädigtem Zuſtand beſetzt
werden. Alle bulgariſchen Kaſernen ſind in dieſem Augenblick
in Händen der Griechen. Die Griechen hatten keine Verluſte

König Konſtantin traf geſtern vormittag von Tatvoi in ſei.
nem Athener Palais ein und arbeitete lange mit Venizelos
und dem Miniſter des Auswärtigen zuſammen. Inzwiſchen
liefen die erſten Nachrichten über die blutigen Zuſammenftöfe
an den Grenzen ein. Der König eilte ſofort nach Tatoi zurück
und befahl, ſeine Abreiſe nach Saloniki für 3 Uhr nachmittags
vorzubereiten.

Athen, 1. Juli. Der Miniſter des Außern erklärte: Nach
dem die bulgariſche Regierung alle verſöhnlichen Schritte Grie-
chenlands durch wiederholten Vertragsbruch, lberſchreitung der
vor kurzem feſtgeſetzten Grenze beantwortet und jetzt einen all.
gemeinen Angriff begonnen hat, hat die griechiſche Regierung
nicht umhin gekonnt, den makedoniſchen Diviſionen den Befehl
zur Offenſive zu erteilen. Damit iſt der Krieg ohne formelle
Kriegserklärung entfeſſelt. Die Regierung wird heute in dieſem
Sinne in Sofia eine Erklärung abgeben. Griechenland lehnt
jede Verantwortung für den Krieg ab, was zweifellos ernſte
Folgen haben wird. Die verſchiedenen Gefechte dauern an, ihr
Ergebnis iſt noch unbekannt.

Sofia, 2. Juli. Der Generalſtab erhielt im Laufe der
Nacht Meldungen, in denen es heißt: Die Operationen gegen
die Griechen ſind bereits geſtern im Laufe des Tages eingeſtellt
worden, da die Griechen ihre Angriffe nicht wieder erneuert
haben. Die Ergebniſſe der geſtrigen Kämpfe waren für die
Griechen ungünſtig, die nach einem heftigen Gegenangriff ge
ſchlagen wurden. Die Bulgaren haben ſich in ihren neuen
Stellungen verſchanzt. Der an die bulgariſchen Truppen er
gangene Befehl, das Vorgehen gegen die Serben einzuſtellen,
iſt erneuert worden. Bei dieſer Gelegenheit wurde ein Parla-
mentär entſandt, um den Serben vorzuſchlagen, gleichfalls die
Aktion einzuſtellen. Für den Fall, daß die Serben den Vor-
ſchlag zurückweiſen und wieder zum Angriff vorgehen ſollten,
haben die Truppen Befehl, ebenſo vorzugehen.

Belgrad, 1. Juli. Die bulgariſchen Stellungen bei Jſtip
wurden von den ſerbiſchen Truppen mit dem Bajonett erſtürmt
und das zurückweichende bulgariſche Heer noch 10 Kilometer
weit verfolgt. Ebenſo ſoll Kotchang erobert ſein. Die Bulga-
ren wurden aus Gewgeli und Krivolak unter großen Verluſten
vertrieben. Die ſerbiſche Regierung nahm den ihr aufgedrun-
genen Kriegszuſtand an und wies das Oberkommando an, nach
eigenem Ermeſſen der Lage ſelbſtändig vorzugehen. Die Ent-
ſcheidung liegt alſo jetzt in den Händen des Oberkommandos.
Geſtern ſind nach üsküb 3 Sanitätszüge für Verwundete ab
gegangen.

Belgrad, 1. Juli. Von amtlicher Seite wird gemeldet, daß
die Nachricht, die Feindſeligkeiten ſeien heute morgen unter-
brochen worden, auf einem Jrrtum beruhe. Die Kämpfe wur-
den im Gegenteil heute vormittag mit großer Heftigkeit fortge-
ſetzt. Der Kampf wird auf der ganzen Front geführt. Die
ſerbiſchen Truppen, die von den angreifenden Bulgaren aus
der Defenſive gedrängt wurden, rücken in der Richtung auf
Jſtip und Kotſchang vor. Eine bulgariſche Kompagnie wurde
bei einem Angriff gegen die ſerbiſchen Truppen bei Trogerod
von der ſerbiſchen Jnfanterie mit dem Bajonett zurückgeſchla-
gen und umzingelt, worauf ſie ſich ergeben mußte.

Ausland.
Henri Rochefort f.

Jn AixlesBains iſt im Alter von 80 Jahren der ehema-
lige Herausgeber der „Lanterne“ zu Paris, Henri Rochefort, ge
ſtorben. Die heutige Generation kannte ihn kaum noch, aber in
der Zeit von Ausbruch des deutſch- franzöſiſchen Krieges war er
ein viel geleſener und von Napoleon gefürchteter Journaliſt.
Er hat zur Unterwühlung des Thrones Napoleons viel beige-
tragen.

Deutſches Reich.
Berlin, 1. Juli. (Hofnachrichten.) Aus Kiel wird unterm

heutigen gemeldet: Seine Majeſtät der Kaiſer verblieb nachmit-
tags an Bord der „Hohenzollern“ und arbeitete allein. Zur
Abendtafel waren Herzog Friedrich Ferdinand zu Holſtein-
Glücksburg und Gemahlin geladen. Nach 8 Uhr ging der Kai
ſer an Land, vom Publikum lebhaft begrüßt, und nahm an
dem Herrenabend im Hotel „Marie-Luiſe-Bad“ in Borby teil.

Zum Ableben des Grafen Kanitz.
Durch den Tod des Abg. Grafen Kanitz iſt die erſte Nach

wahl zum neugewählten preußiſchen Landtage in Preußiſch-
Holland-Mohrungen notwendig geworden. Dieſes Mandat iſt
unbeſtrittener konſervativer Beſitz. Das Mandat für den
Reichstag in Ragnit-Pillkallen iſt jedoch gefährdet. Graf Kaniz
erfreute ſich im Wahlkreiſe großer Beliebtheit; es gelang ihn
1912 noch 10 032 Stimmen gegen 9180 Stimmen der Natio-
nalliberalen und Sozialdemokraten zu erringen, ſo daß er mit
421 Stimmen über die abſolute Mehrheit gewählt wurde. Die
Nationalliberalen haben bereits 1912 große Anſtrengungen ge
macht, in die Stichwahl zu gelangen; ſie werden dieſe Anſtren-
gungen jetzt bei der Nachwahl verdoppeln. Durch den Tod
des Grafen iſt auch der Vorſitz der konſervativen Reichstags
fraktion vakant. Man nimmt in parlamentariſchen Kreiſen an,
daß Graf Weſtarp auserſehen ſei, den Fraktionsvorſitz im

Jubiläum als Lehrer an derſelben. Ebenfalls 25 Jahre e
kleidet er in uneigennützigſter Weiſe das Amt des Schrift F
rers der Schmiede- und Schloſſer-Jnnung. Er iſt währen
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